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Die Grenzen der Zuständigkeit nach dem RVO.
Von August Heilmann, Magdeburg.

Die Durchführung der Heilbehandlung nach dem Reichs¬

versorgungsgesetz (RVG.) bereitet den damit beauftragten Stel¬

len immer noch besondere Schwierigkeiten. Zurückzut'ühreu ist

dies in erster Linie auf die Unkenntnis der Anspruchsberechtig¬
ten, welche Leistungen verlangt werden können, und bei wel¬

cher Stelle sie je nach ihrer Art beantragt werden müssen.

Eine weitere Erschwerung findet statt, wo dic Versorgungs¬
behörden und Krankenkassen auf die Zusammenarbeit nicht

genügend eingestellt sind, was nach meinen Erfahrungen in den

meisten Bezirken der Fall ist. So ergeben sich dauernd Rei¬

bungen, besonders über die Zuständigkeit. Es ist aber

umgekehrt, wie sons,. Der Streit geht meistens nicht um die

Erweiterung der Grenzen der eigenen Selbständigkeit sondern

um die Abschiebung der Verantwortung. Ein gewisses Gefühl

der Unsicherheit wurde, insbesondere bei den Versorgungs¬

ämtern, erzeugt dureh die — sagen wir mal — Vorsichtigkeit,
mit der das Reichsarbeitsministerium an die Handhabimg des

Reichsvcrsorgumcsgesetzes herantrat. Die Ausführungsbestim¬

mungen zu dem Gesetz vom 12. Mai 19 20 wurden „schon'*

unterm 10. November desselben J;.hres erlassen und nach

weiteren sechs Monaten glücklich die Leitsatze fiir die Durch-

tührung des nunmehr schon über ein Jahr Geltung habenden

Gesetzes in Druck gegeben. Trotzdem werden nach dem \ or-

worte des Reichsartteitsministeriums diese Leitsätze nicht als

endgültig angesehen und ihre eventuelle Aenderung in Aussicht

gestellt. Das macht nicht nur die Krankenkassen, sondern noch

viel mehr die Versorgungsämter« dic durchweg mit für diese

Zwecke nngeschultem Personal arbeiten, gegenüber ihren Auf¬

gaben mißtrauisch und zurückhaltend Vor allen Dingen worden

4ie finanziell belastenden Entscheidungen gefürchtet.
Wenn nun in den Leitsätzen des Reichsarbeitsministers an

verschiedenen Steilen hervorgehoben ist. bei Prüfung und Be¬

willigung /on Leistungen nicht engherzig zu verfahren«

so können die Krankenkassen hierdurch nur zur Hilfsbereitschaft
ermuntert werden; sie müssen sich jedoch, sehr hüten, über Ihre

eigene, satznngsgemäße Verpflichtung hinaus materielle Zu Ge¬

ständnisse von Sieb aus zu macheu. Entscheidungen, die aui

iieier Willensentschließung beruhen, sind zu sehr von persön¬
lichen Ueberlegungen abhängig. Die Meinung der die Abrech¬

nung der Krankenkasse prüfenden Versorgungsbehörde kann in

den vorstehend bezeichneten Füllen dem Urted der Kranken¬

kasse leicht entgegenstehen, und schon ist die Ersatzleistung
mindestens strittig. Es muß daraus gefolgert werden, daß dic

erwähnte Mahnung des Reichsarbeitsministeriums praktisch nur

für die Versorgungsbehörden Geltung hat. Es sei daher hier

einmal die naturliche Grenze der Zuständigkeit nachgewiesen,
ohne jedoch aui den Umfang der Leistungen und die Erstattung
mehr als hier erforderlich einzugehen.

a) Anspruchs berechtigte Kassenmitglieder.
Bei d:m Kassenmitglied, das Anspruch auf dic satzungs¬

mäßigen Leistungen hat, trifft die Krankenka alle Anord¬

nungen« w e sonst auch. Sie stellt zunächst, unal K davon,

ob es sich bei der Erkrankung um die Folge einer I ü-

digung handelt, fest, ob und in «reicher Höhe Krankengeld zu

zahlen ist, genehmigt ärztliche Behandlung und Arznei, bew lligt
kleinere Heilmittel und ordnet nötigenfalls die Aufnahme in e

Krankenhaus an. Im Laue der*Krankenhausverpflegung gewährt
sie für Angehörige Hausgeld; bei Ledigen eventuell rrorTaschen-

geld, soweit letzteres die Satzung vorsieht. Selbstvc - :h

prüft sie gleichzeitig von vornherein, ob die Erkran¬

kung durch Dienstbeschädigung verursacht ist. Wurde diesei

Zusammenhang durch den R« ten- oder vor' Figen \usv

nnd aie arztliche Be r tachgewiesen, dann U arl e

In diesen Fällen der besonderen Anmeldung beim Versorgung**
amt (wie im Falle des $ 16 RVO.) nicht. Nur Beginn und Ende

der Heilanstaltspflege ist dem Versorgungsamt zu melden. Auch

der Reich sbehandlungsschein Wird dem Hauptversorg ungsamt

eist bei derAbrechnuug vorgelegt. Eine höhere als iu der Satzung
vorgesehene Leistung kann das dienstbeschädigte Kassenmitglied
nur fordern im Falle der Krankenhausverpflegung. Es hat dann«

wenn eine Verminderung des Arbeitseinkommens nachgewiesen
wird, in Höhe der Finkommensvenninderung Anspruch aui das

Versorgungshausgeld. Dasselbe darf aber nur im Höchstbetrage
von zwei Drittel der Vollrente gezahlt werden. Herbei werden

die gewährten Versorgungsgebührnisse angerechnet, ebenso das

Hausgeld, das die Krankenkasse zu zahlen hat. Nun ist aber

der Begriff ,«E inko m m c n i v e r m Indern n g*1 sehr dehn«

bar und kann unter Umständen sehr willkürlich ausgelegt wer¬

den. Dic vorgelegten Abrechnungen der Kasse werden nach¬

geprüft: die Kasse darf es. um Schädigungen tu vermeiden, nicht

auf die Beanstandung ankommen lassen, sondern muß vorher eine

Bestätigung zu erlangen suchen« Die Krankenkasse wird daher

zw eck mäßigerweise zunächst nur das Kassenhausgeld zahlen,

eine Berechnung nach dem Beispiel I zn Nr. 40 und 41 der Leit¬

sätze (Seite 3b) aufmachen und diese zur Bestätigung schleu¬

nigst dem Versorgungsamt vorlegen.
Bei Heilanstaltspflege Kann außer dem Hausgeld noch in

Fällen dringender Not sogenannte Versorgungsunterstützung ge¬

währt werden. Nacl; erfolgter Prüfung durch die amtliche Für¬

sorgestelle entscheide I d a s Vers o r g u n b s a m t und

zahlt auch den bev. igten Betrag direkt an die Angehörigen«
Sieht die Satzung in: Lcdige Taschengeld vor und hat der

Betreffende keinen Anspruch da auf, weil er etwa die Wartezeit

nicht erfüllt hat, so kann ihm trotzdem auf Antrag das Taschen«

geld auf Kosten des Reiches bewilligt werden. Nach dem Wort¬

laut der Leitsätze ei H iinl denklieb, wenn die Kranken¬

kasse selbständig die Entscheidung hierüber trifft. Wo die Sat¬

zung Taschengeld nicht vorsieht, kann solches bis zu 10 Proz.

des Grundlohns bewilligt werden.

Nadi I 8 letzter Vbsatz RVO. kann das Reich an Stelle

der Krankenkassen die Heilbehand ung, einschließlich Jer Kran¬

kenhauspflege selbst durchführen. Line Ersatzleistung an das

Reich durch die Krankenkasse ist nicht vorgesehen. Die Kran¬

kenkasse zahlt dann nur Krank« ld an das Kassenmitglu

Sun eröffnet Nr. 41 der Leitsätze die Möglichkeit« bei solchen

Anlässen Hausgeld resp. Taschenj d zu zahlen. Fs muß

vernünftigerweise angenommen werden, daß hierbei aber nicht

Krankengeld und Hausgeld re e tive Taschengeld neben¬

einander gewährt wei en wi Vermutlich soll nur eines von

den dreien bewilligt wc len. Darauf deutet auch der Wortlau!

auf Seite 45 dei Ia ze i Abrechnung (Erläuterung

zu 1 und 2) hin, ind dort nur von Krankengeld oder Haus¬

geld resp Ti \I die Rede ist. Auch diese Entscheiduni;

wird \ der Krai smkasse getroffen; die not igen Unter¬

lage n he»' . ich das Ve rsor g u n g s a m t zu beschaffen.

Sc ch bei den anspruchsberechtigten Kassenmit¬

gliedern noch zu beachten« dafl die Kasse d.e kleineren Heil¬

mittel ohne weiteres bewilligen kann, während sie lür größere
Heilmittel (Gel sse usw.) erst die Genehmigung des Vers mgs-

amtes einholen muß« Das ist zwingende Vorschrift Da dic

Heilmittel im ganzen Betrage erstattet werden, sind

lon aus diesem Grunde auch v/ollen Kosten für d.e .

e e • s / ihnersj s von der \ ersof-

gungsbeh rde zu tragen. Die Kasse wird also nicht, wie bei

l* i
•

in der Invalidenve :her .
eine Bete

au der Kosti • •

ung : n.

Not Hauspflege ist mit 7 •: des ßeschäd >

ien Wt bei ei Kas« zu beantragen. D.e K

l kidet : i tundig.
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De EiM 7 in en KrankcnhSM wii I H der Regel von

der Kas >e, wie seh xi bemerkt« vorgenommen. In dr In enden

FS len kann nach Nr. \2 Vau. 2 der \a tze der Arzt die An-

iffi thme hcr n * sn« muh aber die K*ftse unverzüglich

in K intnis setzen. Die Krankenkasse steht in solchen Fällen vcy
letci 'l il sehe. Durch de bezeichnete Anordnung des

Arbeits,)) a uiiiü kann die Kt ankettk isse aber nicht an der

f s ¦_ 1 i c ob lie d. \ ii übernehmen

will, • Die Kasse ka n schl ich nicht nur die

J i 'es Falles, sondern auch eine gewisse Dauer der

} ii2 gkeit als Voraussetzung I r die Zahlung der

} eilen. Ob die Leitsätze infolge der Mit-

Hauph Ki -:i eine che Kranken¬

kasse in i r Hinsicht bindende Vereinbarung darstellen, muli

am \e- .
hiei nicht weiter so erörternden Gründen

\ rint v . len. K »mml de Krankenkasse zur Abiehnnog der

v. erf i n Krankenhauseinweisung, so wird die besprochene

Anorda tsteriunis zur Folge haben, daü

die Vei Krankenhauskosten zu tragen und

die Krankcnl t nur Krankengeld usw. zn zahlen hat.

Liebet Bade- nnd lonsl e Kuren entscheiden in allen Fällen

die Ven rnngabehdrden. Die Krankenkasse hat lediglich den

Antrag weilerzuleiten. Ebenso entscheidet immer das Versor-

gBttgsamt, wenn BUS besonderen (irunden Zuwendungen über die

gewöhnlichen Leistaagtn (VeraoYcaafts-« Hausgeld und Taschen-

geld) hinaus beanspruch! werden. Auch werden die derartig

bewilligten Zuschüsse von der Versorgnngsämtern direkt aus¬

gezahlt Anträge hierauf sind nicht durch die Krankenkassen.

sondern durch die amtlichen Fürsorgestellen einzureichen.

Das Krankengeld Wird auch in den Fällen, wo die Kranken¬

pflege von der Vfriorgnngihfhöf le durchgeführt wird, von der

Krankenkasse angewiesen und ausgezahlt. Bei Aufenthalt auBer-

hafb des Wohnortes zahlt die Allgemeine Ortskrankenkasse

(Laadkrankenkasse) des Aufenthaltsortes das Krankengeld aus.

Schließlich sei darauf aufmerksam gemacht, daß die Kran-

fceakasi . wenn cic einen Versorgnngsberechtigten zu einer

Reise veranlaßt, eine Bestätigung erteilen kann, daß dem Bc-

4teffeadea die Fahrkarte an der Bahnsperre zu belassen ist, die

dann als Beleg Verwendung findet (Nr. 51 der Leitsätze).

Die Iah, kosten, weiche über den Betrag hinausgehen,

zu lern die Kasse satzungsgemäß verpflichtet ist (Differenz der

dritten zur zweien Klasse usw.). werden dem Beschädigten vom

Versorgangsamt direkt ersetzt Cr hat sich daher selbst an

dieses zu wenden. Die Kasse erhält für den von ihr zu zahlen¬

den Betrag keiner! Ersatz, soweit es sich um Kassenmitglieder

hau lelt. Dagegen hat Sic Fahrkosten, die auf Veranlassung der

Versorgungsbehörden entstehen, auch dann nicht zu tragen.

Wenn se sonst nach SatZtmg verpflichtet wäre.

b) Znge teil te (e nschliefilich der Ausgesteuerten und Ver-

tteteraiiYsberecbtigtea ohne Anspruch.)

Bei den Zugeteilten regelt sich im allgemeinen die Zu-

ständigkeitsfrage, i e bei den Kasseomitgliedern. So wüst die

Krankenkasse, nachdem der Ansprach auf Versorgaagsbeitbe-
handlang an sich feststellt, das Krankengeld selbständig an. Es

genügt also, wenn dnreh den Rentenausweis und die ärztliche

Bestätigung der Zusammenhang de: Erkrankung mit der Dienst-

beschädigung erkannt wird Die Lohnhöhe, nach der die Be¬

rechnung des Krankengeldes vorzunehmen ist, kann aus dem

Reatenauswe I ersehen werden. Meist fehlt derselbe aber heute

tioeh. Bei de n tasgesteaertea genügt schließlich auch die seit«

«herige 1 ohumeMung. Schwieriger ist es bei dem selbständigen

Beschädigten, der eine Steuerveranlagung auch nicht vorlegen

kann. Hier mu\\ unbedingt eine Erklärung des Versorgnngs-

Bmtes, die sieh über die Höhe der zu zahlenden Unterstutzungen

•¦«ansprechen hat, verlangt werden. Das gleiche triffft zu, wenn

ftber die Frage« ob und in welchem Umfange eine Verminderung

des \rbeitseinkommens vorliegt. Zweifel entstehen. Für die

Krankenkasse kann unter Umstanden eine Entscheidung riskant

sein, weil unbestreitbar das die Ersatzanforderung prüfende

Versorgungsami Abstriche vornehmen kann. Bei Oewährung des

Versorgu«Kshansgeldes Ist wegen der Verrechnung der Versor-

fnngsgebührnisse w ie aach bei Kassemnitgliedera regelmüft*»
eine %awe r les Ve lorgungsamts notwendig. Die Unterlagen
hat lie Krankenkasse zu beschaffen, wenn sie die Krankenhans-
aufnahme herbeiführte. Für das Versorgnngstaschengeld findet

sich nicht die Bestimmung, daß es nur bis zu einer gewissen
Hohe, oder bei %rbeitseinkommenvermindernng. oder unter \n-

rochnang der Versorcungsgebührnisse^gezahH werden dart Die

Krankenkasse wird in diesem Falle also ohne Mitwirkung des

Veraorgungsamtes entscheiden. Soweit raschengtdd in der Sat¬

zung mcht vorgesehen ist, kann es allerdings über den Betrag
von 10 Proz. des Grundlohns mcht bewilligt »Verden. Falls die

Versorgungsbehörde die Heilanstaltspflege durchführt, muß sie

den Antrag an die Kasse r cht« Auch bei Zugeteilten ist hin-

Sichtlich der Krankenpflege zn verfahren, wie bei den Kassen-

tnitghedern.
Die Oewährung von Heilbehandlung in den Fäden, wo :

Zusammenhat ier Erkrankung mit er Dtenstbeschädigun
noch strittig ist, kann nur d ... das Ver^orgungsamt genehmi

werden. Ist eine Befristung ausgesprochen, so kann die Kasse

darüber h naus nichts gewähren. Erstattaagsaasprüche kann sie

für die nicht genehmigte Zeit nicht geltend machen.

Von besonderer Wichtigkeit Ist, daß bei Zugeteilten die

Krankenkasse bei Verlust des Erstattungsanspruchs gemäß

| 16 RVG. von den Beginn irgendwelcher Heilbehand-

lungsform — ärztlicher oder zahnärztlicher Behandlung,

Krankengeldgewährung, Hellaastaltspftegt, Hauspflege nsw. —

binnen 14 lagen Mitteilung zu mache« hat Nach den Leitsätzen

(Seite 16) sogar vom Ende der jeweiligen Behandlungsforot
Besondere Vereinbarungen mil den Aerzten über die Behandlung

Rcichsversorgtmgsbcrcchtigter. also solche, welche die zentralen

Abmachungen ändern oder aasschließen« bedürfen der Zustim¬

mung des Reichsarbeitsministers.

Zum Schlüsse sei noch kurz die Zuständigkeit bei Streit ge¬

streift. Entsteht zwischen dem Beschädigten und der Kasse

Streit über Umfang und Art der Heilbehandlung, dann gelten die

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung, d. h. der Streit

ist bcm Versicherungsamt anhängig zu machen. Bei Streit über

Versorgungshausgeld, an dessen Festsetzung, wie oben erläateitt
das Versorgungsamt beteiligt ist, kann von Seiten des Be¬

schädigten nur beim MIHI irversorgungsgericht gegen das Ver¬

sorgungsamt Berufung eingelegt werden. Streit über Ersatz¬

ansprüche seitens der Krankenkasse an den Reichsfiskus werden

ebenfalls nach den Vorschriften der RVO. vor den Yersiche-

ruugsgei ichten anhängig gemacht. Hierbei ist eine Revision

ausgeschlossen. Ucl>er Ansprüche nach dem Reichsversorgungs¬

gesetz gegenüber dem Reichsversorgungsgesetz, wo also das

Versorgungsamt allein zu entscheiden hat, urtc.len die Militär¬

versorgungsgerichte.

Line Frage, dic in Krankenkassenkreisen stark interessiert,

ist die. ob die Kasse in den Fällen, wo ärztlicherseits Zweifel

gegen die Behauptung der Kranken, daß seine Erkrankung auf

Diensthcschädignag zurückzufuhren ist, bestehen, die Ent¬

scheidung bei den Mil.tärversorguugsgerichten beantragen kann.

Das ist zu verneinen. Auch dann, wenn der angeblich Beschädigte

seine Zustimmung geben sollte, besteht ein Recht, eine solche

Klage zu erheben, für die Krankenkasse nicht. Immer muß der

Betreffende selbst die Anerkennung der Dienstbeschädigung ein¬

klagen. Das kann natürlich in solchen Fallen der Krankenkasse

zum großen Nachteile werden. Solange die Krankenkasse

satzungsgemäß Fürsorge gewähren muß, liegt nicht immer für

den Erkrankten die NotwfeiKhgkeit vor, seine Ansprüche beim

Reieksfiskas geltend zu machen, wodurch die Kasse aber um

die Erstattung kommt.

Erwerbsunfähigenversicherung in England.
Von H. F e h ! i n g e r. München.

Die ErwerbsunfShigenversicherung wurde m Großbritannien

und Irland mit Gesetz vom 16. Dezember 1911 eingefühlt und

seither durch eine ganze Reihe von Novellen abgeändert. Die

jüngste Gcsetzcsnovelle. betreffend die Neugestaltung der Bei¬

tragsleistung und der Unterstützungssätze, trat am 5. Juli 1920

in Kraft. Die Versicberungspflicht erstreckt sich, mit wenigen

Ausnahmen, auf alle in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis

stehenden und solche andere Personen, deren Jahreseinkommen

250 Pfund Sterling nicht überschreitet. Von der Versicherungs¬

pflicht sind ausgenommen: Personen, die beim Eintritt in eine

versicherungspflichtige Beschäftigung das 65. Lebensjahr be¬

reits überschritten haben; Personen, die auf andere Weise als

durch Handarbeit jährlich über 250 Pfund Sterling verdienen;

Personen, die eine bestimmte jährliche Pension oder ein anderes

von ihrer persönlichen Tätigkeit unabhängiges Einkommen be¬

ziehen; öffentliche Angestellte und Privatbeamte, für die ander¬

weitig und mindestens ebensogut wie auf Grund des Gesetzes

vorgesorgt ist; Personen, die an dem \rbeits- oder Dienstver¬

hältnis nur ein Nebeneinkommen beziehen; Personen,' deren

Lebensunterhalt für gewöhnlich und in der Hauptsache von

anderen Personen bestritten wird; gewisse Gelegenheits¬

arbeiter usw. Die Zahl der Personell, die auf Grund amtlicher

Besehe nigungea von der Versicherungspflicht ausgenommen

waren, ging in England (Zahlen für Wales, Schottland und Irland

liegen nicht vor) von 43 121 Ende 1917 auf 34 979 im Juni 1919

zurück und stieg dann auf 56 144 im März 193).

Die Mittel zur Gewährung der im Gesetz vorgesehenen

Leistungen der Crwerbsnnfähigenversicbernng und zur Bestrei¬

tung der Verwaltangskosten werden durch den Staat, die ver¬

sicherten Personen und deren Arbeitsanwender aufgebracht. In

der Regel schießt der Staat zu den Kosten der Versicherung ein

Viertel zu. Der Rest ist durch gerneiri^me Beiträge der Arbeiter

und Arbeitsanwender aufzuhängen. Die gemeinsamen Beiträge

betragen pro Woche: für männliche Personen 10 d und für

weibliche Personen 9 tt Der Arbeitsanwender zahlt gewöhnlich

von jedem Beitrag 5 d. Aber 1^; gering entlohnten über IS Jahra

alten Versicherten, die nicht Kost und Qaartier beim Arbeits¬

anwender haben, erhöht sieh dessen Beitrogsanteil und der Staat

gewährt inen zum Teil einen Extrazuschuß,
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Di« VerieliiHis. des Wochcnbcitraccs der Versicherten ge¬

staltet sich \>;c folgt-
a) Männliche Versicherte.

ßeftragsan.e.l

Dun.hschnitil.cher Tagelohn

3 Schilliiz oder weniger
über Z—A Schilling . .

über 4 Schilling
b) Weibliche Versicherte.

3 Schillirg oder weniger , , . « ,

über 3—4 Schilling ..>••»¦

der ver- de«

fieberten Arbeits-

Person »nwenders

in Pence

— 10

4 t>

5 5

3

4

9

b

5

Männer Frauen

15 s. \2 s.

9 s. 7« s.

7/2 S. 7* s.

versicherten Ehe-

Mutterschaftsunter-

aber 4 Schilling ........

Unterstützung wird beim Eintritt von Arbeitsunfähig¬

keit Infolge von Krankheit gezahlt. Die wöchentlichen Unter¬

stützungssätze sind wie folgt:

Gewöhnlicher Satz ....**««« %

Vor der Zahlung von 104 Wochenbeiträgen

Invalidenunterstützung

Weibliche Versicherte und die nicht

fraaea versicherter Männer haben aui

Stützung Anspruch. Außerdem werden freie Arzthilfe und Heil¬

mittel gewährt Die Gewährung von Kranken- und Invaliden¬

gt, id obliegt den anerkannten Vereinen oder den Postanstalten«

dic Gewährung von Arzthilfe und Heilmitteln den örtlichen Ver¬

sicherungsausschüssen. Jede erwerbsunfähige versicherte Person

hat also gleichzeitig mit zwei Organen der Versicherung zu tun.

Die vollen Unterstützungssätze werden nur dann gezahlt,

Vktnn im Durchschnitt des Beitragsjahres nicht mehr als vier

Beitragsreste bestehen« wobei aber die während der Krankheit

oder Invalidität entstandenen Beitragsreste nicht gerechnet wer¬

den. Bei Bestand von mehr als durchschnittlich vier Beitrags¬

resten pro .fahr wird das UnterstüUnngsausmafl der Zahl solcher

Reste entsprechend gekürzt. I^i durchschnittlich 26 bis 30

Wochenbeiträgen werden noch dic halben Unterstfltznngssätzc

gezahlt. Beträgt die durchschnittliche Zahl der gezahlten

Wochenbeiträge weniger als 26. so hört der Anspruch auf Oeld-

¦¦terstitzung überhaupt aui.

Solange eine versicherte Person In einem Krankenhaus,

Irrenhaus. Asyl, Rekonvaleszentenheim oder Armenhaus unter¬

gebracht ist, erhält sie keine Kranken- oder lavalktenunter-

Stützung; dabei ist es gleichgültig, ob die Anstalt aus öffentlichen

oder privaten Mitteln erhalten wird. Die Beträge, die sonst an

Kranken- oder Invalidengeld zu zahlen gewesen wären, sind ganz

oder teilweise zur Unterstützung von Angehörigen der in der

Anstalt bei nJüchen Person zu verwende;]; hat die Person keine

bedürftigen Angehörigen, so fließen die Gelder der betreffenden

Anstalt oder dem Örtlichen Versicherungsaussehüß zu.

Die Organs der Crwerbsunfähigenversicbernng sind: 1. die

unerkannten Vereine. 2. die Postämter, 3. die örtlichen Versiehe-

rengsausschüsse, 4. dic Landesversicherungsämter, 5. das Reichs¬

versicherungsamt.
Zum Zweck der Beteiligung an der Versicherung kann jeder

Verein, dessen Statuten den Vorschriften des Gesetzes ent¬

sprechen, von den Versicherungsämtern anerkannt werde:'. Die

Vereine können für die Zwecke der Versicherung auch besondere

Abteilungen einrichten. Der anerkannte Verein oder seine Yer-

sichcrungsabteiluug darf nicht um Gewinn tätig sein. Die An¬

gelegenheiten des anerkannten Vereins müssen der uneinge¬

schränkten Kontrolle seiner Mitglieder unterstehen, soweit sie

rersicherte Personen sind. Die Mitglieder oder von ihnen be¬

stimmte Delegierte erwählen den Vereinsvorsta kL

Den anerkannten Vereinen steht die Wahl ihrer Mitglieder

vollkommen frei« Sie sind berechtigt, in Qemäßheit mit ihren

Vorschriften Mitghedschaftskandidaten aufzunehmen oder abzu¬

weisen und Mitglieder auszuschließen. Nur wegen des Alters

allein darf ke Mitgliedschaftskandidat abgewiesen werden.

Dcppelversicberung ist verboten« Jede versichert htige

Person dari nur einem anerkannten Verein oder dtr Postver¬

sicherung angehören.
Wenn es ihre Finanzlage zuläßt, so können die anerkannten

Vereine außer den vorher abge weiten Mindestleistungen noch

ge* isse Znsatzuntersti tzungen einführen. Die Kra ontrofle

haben die Vereine se" sl zu regeln, doch dürren w< che Mit-

r nur durch weibliche Personen kontrolliert wei

In England gab es am 31. Dezember 1919: 1258 iur die

Zwecke der Krankenversicherung anerkannte Ver« «von

Ware:: 1226 Zentralvereine und 32 V« ie m i Z teilt lri

mehreren I lern des Königreichs tätig waren 207 Vereine« Die

12190607 Mitglieder der anerkannten Vereine gruppieren sich

/a de: Art der Vereine und dem Geschlecht wie folgt:

Gegenseitige Hilfsvereine

Versicherung*verein« • .

Gewerkschaften « . . .

Betriebskassen « 4 . .

Alle Kassen « ¦ • « «

Männer

4 057 597

2 7**4**1

9*2 973

84 361

7 iWS 422

Frauen

1 479 801

2 571 291

209 5

24 146

4 285 Ibo

Zusammen

5 537 398

5351 782

1 192920
1 7

U I9C 6o7

Die Gesamteinnahmen und -ausgaben der anerkannten Ver¬

einskassen in den Jahren 1917—1919 zeigt dic nächste Tslelles

1917 1919

8 718 280

8 550 826

1918

Pfund Sterling
Einuahmen • . 7 043 048 7-775 586

Ausgaben . . . 6 999 238 7 764 367

Für Unterstützungen wurden ausgegeben:

1917 . « 5.2 Millionen Pfund Sterling
1918 . « 5,9

1919 . . 6.4

Wer einem anerkannten Verein nicht beitreten will, nicht
aufgenommen wird oder ausgeschlossen wurde, hat die Erwerbt«

unfähigenversicherung durch eine Postanstalt zu bewerkstelligen.

Die Beiträge werden bei der Postanstalt eingezahlt« die auch die

Geidunterstützung auszahlt. Doch können Postversicherte nur

so viel Unterstützung beziehen, als die Summe ihrer Beiträge

zuschlägig des Staatsbeitrags und abzüglich der Kosten für Ver¬

waltung, ärztliche Hilfe und Heilmittel ausmacht. Am Jahres¬

anfang wird jeweils festgestellt, ob ein Versicherter im laufendes

Jahre überhaupt bezugsberechtigt ist; doch kann der örtliche

Versicherungsausschüß auch solchen Personen den Unter-

Stfitzangsbezug gestatten, die nicht bezugsberechtigt befunden

wurden. Das wöchentliche UntcrstützungsausmaB und die

Karenzzeit sind bei den Postversicherten genau so bemessen

wie bei den Vereinsversicherten. Im ganzen sind jedoch diese

Versicherten recht schiecht gestellt Beim Ableben eines Post-

versicherten erhalten seine Erben das aus seinem Beitragsanteil

stammende Guthaben ausbezahlt Das aus den Unterrehmer¬

beiträgen stammende Guthaben wird zurückbehalten.

Beim Uebertritt eines Versicherten von der Fostversfcbe*

rung in einen anerkannten Verein oder umgekehrt oder von

Slnem anerkannten Verein in einen anderen wird auch ein Geld¬

betrag überwiesen, der als .Transierierungswert" bezeichnet

wird. Die Berechnung des Transferiernngswertes geschieht auf

Orund von Tabellen, welche das Reichsversicherungsamt auf¬

gestellt hat.

Die Zahl der Postvcrsiehcrten nahm von 272 000 Ende 1914

auf 416000 Ende 1919 zu. In der Regel Ist die Versicherungs¬

dauer bei den Postämtern kurz, da ein großer Teil der Postver¬

sicherten nach einiger Zeit Mitglieder von Vereinskassen werden«

Die Zahl der Unterstützungsfällc von Postversicherten war

1917: 37 807, 1918: 43 48« und 1919: 43 SOS. Der durchschnittlich©

Unterstiitzungsberrag stellte sich iür Männer auf 12 Schilling und

4 Pencc, für Erauen auf 9 Schilling und 10 Pence.

Für jeden Verwaltungsbezirk wird ein Versicherimgsans-

Schuß eingesetzt, der aus 40 bis 80 Mitgliedern besteht. Drei

Fünftel der Mitglieder werden von dem zuständigen Landesver-

sicheruugsamt als Vertreter der versicherten Personen des Be-*

zirks ernannt. Die anerkannten Vereine haben das Vorschlags*
recht. Ein Finftel der Mitglieder ernennt der Bezirksrat. Zwei

Mitglieder werden \on den Aerzten des Bezirks oder deren Or¬

ganisation gewählt; dazu kommen noch ein bis drei ärztliche

Mitglieder« welche der Bez.rksrat ernennt Die übrigen Mitglie¬

der werden gleichfalls vorn Landcsversichcnrngsamt ernannt;

davon müssen mindestens zwei Mitglieder Erauen und mindestens

ein Mitglied maß Arzt sein. Unter den vom Bezirksrat ernanntes

Mitgliedern müssen ebenfalls mindestens zwei Frauen sein. Wenn

die Bezirksräte za den Kosten der Arzthilfe und Heilmittel Bei¬

träge leisten, so steigt de Zahl ihrer Vertreter im Versiehen.:igs-

ausschul und die Vertretung der versicherten Personen wird

entsprechend vermindert. In Bezirken, WO es erforderlich ;st«

sind Subkomitees der Versicherungsausschßsse einzusetzen, dc.ea

Zusammensetzung durch Verordnung cos Versicherungsamts i >

stimmt v. ird.

Den Versicherum :hössen obliegt vor allem die Gc-

wäbrung von Arzthilic und Heilmitteln; bis zum Jahre 1917 hatl ¦

sie auch Tnberk e in Anstalten unterzubringen« doch sind sie

dieser Aufgab« evr ben worden.

Jeder Versicherungs; isschuB hat eine Liste der Äerzte v\i

veröffentlichen, d.e sich zu- B g versicherter Personen

bereit erklärten. Jeder Versicherte ha: das Recht sich den Arzt

dien, von er behandelt werden will; der Arzt kann

gleich: ; Behandlung jedes Versicherten ablehnen. E:n

V cchsel des Arztes i
*

ir zu den vorgesch en Zcitpunl i

attet. ! der Zwischenzeit muß sich der Versicherte voii

\rzt bcha . n las i, den er aus der Liste wählte. Jene

n, die sich selbst keinen Arzt wählten, werden von

den V« E .hassen bestimmten Aerzten zugewk

e. deren Bt I l der auserwählte Arzt a'

Durc V« • i inu ig des Versicherungsamts können Per?

der« Eink nmen eine gewisse Grenze Oberste von der Ge¬

währung freier Arzthilfe ausgenomm n werden; auch kann Ver¬

sicherte durch Anordnung des Versiehe« zsamts gest

werden sich au: eigene Kosten ärztliche Hilfe und Heilmittel /*

1c schaffen.

Die Einnahmen Ier englischen V< rui ausschrissc
l
e-

; w n 1917: 4749 4«% 1918: 5 511526 und 1 i(>: 6 369 321 Pfui I

Ung; ...
Aas i ; 17: 47« :,1. 19J8: 5 5 7 &«?0 und 1919;
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(,2."•:*... Pfund _¦ er! Dic Urs , betrat«« 1«>17: 4.1,

191 W und Pi'.: 5 Mil Pf« I Sterling.
Wenn eine versicherte P< :i einem Unfall betroffen

v r.1 und nicht selbst e:n Verjähren zur Erlangung von Ent¬

mutig einleitet, so fftt dies der Versicherangsaasschuß zu

t in. Die Vers Jicrting«a.jsschüsse haben ferner Bezirkspfleger

Zu er ien. welche d.e versicherten Personen K neben.

De Versicherungsausschüsse und die anerkannten Vereine

sind berechtigt, bei außergewöhnlich hoher Erkrankungshäufigkeit

E'satz der Mehrkosten der Versicherung von jenen Personen.

K ' '

>nen usw. zu fordern, die nach ihrer Meinung an der

gesteigerten Erkranke . ...uiigkcit d.e Schuld tragen. Kommt

es zwischen dem Verstcbersagsorgaa, das die Anschuldigung

erhebt und der renpeintlich schuldigen Person, Korporation

usw. zu keiner C ¦

U so kann sich das Versicherungsorgan

an das Oesäadbeitsininist. ;n mit dem Ersuchen um Vornahme

einer öffentlichen Erbebaag über die Angelegenheit wenden, von

deren Aastsll es abhängt, ob die fragliche Person oder Korpo¬

ralen zum tedweisen Ersatz der Vcrs.cherungskosten zu ver-

ha fen ist.

Das Reichsversicherungsamt besteht aus Mitgliedern der

LarxJcsvcrsicherungsamter von England, Wales, Schottland und

Irland und nicht mehr als drei anderen Personen, wovon eine

der Vorsitzende ist. Das Reichsversicherungsamt ist nur in

verviJierui.gstcchuischen Fragen und solchen anderen Angelegen¬

heiten zuständig, bei welchen Einheitlichkeit der Praxis im

ganzen Königreich als wesentlich betrachtet wird. In Sachen,

wo nicht absolute Einheitlichkeit, wohl aber eine gewisse lieber-

einst.inmung eriorderlich ist, entscheidet das Reichsversiche¬

rungsamt gemeinsam ml den Landesversicherungsämtern. Dem

Reichsversicherungsamt ist — wie jedem Landesversicherungs¬

amt - ein Beirat zugeordnet.

Verwaltung.
Praktische Sozialhygiene. (Eine Auseinandersetzung mit

Herrn Dr. Ignatz Sternberg. Geschäftsführer des Groß-Berliner

Acrztebundcs.) In Nr. 16 der „Ortskrankenkasse" vom

16. August 1921 setzt sich Herr Dr. Sternberg mit meinem

Artikel in Nr. 14 der „Volkstümlichen Zeitschrift" vom

3. August 1921 auseinander. Herr Dr. Sternberg glaubt, durch

die Veröffentlichung der am 25. Juni 1921 in einer Mitglieder¬

versammlung des Groß-Berliner Aerztebundcs angenommenen

Entschließung den bündigen Nachweis dafür geführt zu haben,

daß dic Aerzteschaft den redlichen Willen habe, praktisch an

der Verwirklichung der Famil.enversicherung mitarbeiten zu

wollen. Ob er allerdings selbst an diese seine Behauptung

glaubt, muß ich bezweifeln. Herr Dr. Sternberg wird bei der

Beurteilung seiner Gesamtkollegenschaft zweifellos tieier ge¬

schürft haben. Er wird wissen, daß mit dieser Entschließung

nichts anderes beabsichtigt war, als ein Blendfeuerwcrk abzu¬

brennen. Da aber der Artikel in Nr. 16 der „Ortskrankenkasse"
alles das verschweigt, was bisher seit Jahren in der Prag« „Ein¬

führung der Familienversicherung" geschehen ist, so will ich

einiges nachholen.

Bereits seit dem Jahre 191$ gehen die Debatten zwischen

Aerzteorganisat.on und Krankenkassen, teilweise auch zwischen

diesen Körper?chatten und dem Gesundheitsamt des Berliner

Magistrats um die Einführung der Famibenversicherung. Mehr

als zwei Jahre haben die Acrzte nunmehr Zeit gehabt, die Erage

«rnstaaft zu prüfen. Es hieße ihnen ein sehr schlechtes Zeugnis

ausstellen, zu behaupten, sie wären in dieser Zeit mit einer der-

ar'gen E'rage noch «lebt zu Rande gekommen. Sie sind es in

der Weise, daß (Uc Furcht vor dem Schwinden ihrer Privat-

kooorar« l>ci der Behandlung der ganzen Erage den Ausschlag

Begeben hat. Der Satz in der ärztlichen Entschließung: „Un¬
beschadet der Hoaoriersngsform muß bei der Bemessung der

Honorarhohe zum mindesten von den für die in Erage kom¬

mendes Volkskreise zurzeit geltenden Sätze.i der Privatpraxis
au angen werde:.', heuest: Die Acrzte wollen zwar den

Kassen gestatten, dic Kosten für die Eamilienversicherung auf-

*t ¦•_, sie selber wollen aber ihren Anteil an dieser sozialen

Maß-.ahme mit der Bezahlung ihrer Leistungen in gleicher Eorm

\ue in Jer Privatpraxis ««gegolten haben. Wenn das „red¬

licher ist an der Verwirklichung der Familienvers che-

r«"2 '¦'¦ 'J en. dann kann man getrost, ohne zynisch zu

sein, behaupten, dieser - I ich« Wille ist nur von Berufs-

«go.smus liktiert. Daß diese Behauptung nicht nur in dem

Zitat aus der ober :rten Entschließung ihre St atze findet,

beweist ein -

ti, welches ein Irztlicber Standesverein

eines jetzt zu Qroß-Bc geh -

ien Vorortes im Oktober 1920

bereits der dort.gen Allgemeinen Ortskrankenkasse zugehen
ließ. Es heißt .: ..Der ärztliche Standesverein steht auf

dem Standpunkt, daß be. der Familie. Sicherung die Tätig¬
keit de: \erztc in gleicher Weise bezahlt werden muß, wie in

der Privatpra_f.es, denn die Pamilieaversicberung darf nicht

auf Kosten der Äerzte stattfinden".

Wie es aber in der ärztlichen Presse aussieht, das beweist

ein Artikel in den „Aerztlichen Mitteilungen" vom 6. August

1921, in dem der Verläse«! seinen Ko.legen ihren Berufs«

lismus in e ner so krassen Form vorführt daß kein Außen¬

stehender etwas dagegen sagen kann. Er schreibt: „Der junge

e sieht klar, daß nicht die Rücksicht auf sein Wohlergehen

die alteren Äerzte. die besti pos .identes leitet, sondern lediglich
— mögen s.e cheiirgründe alle: Art dagegen anführen —

d.e Sorge fiir den eigenen Geldbeutel-*. Weiter oben bescheinigt
der Verfasser den Krankenkassen, daß sie von den Aerzten

trotz aller chöuen Redensarten als ihre „Todfeinde" arge-

ben v. erden.
Haben die Äerzte nun mehr als zwei Jahre Zeit gehabt,

die Tragweite der Einführung der Famihenversicherung und

deren Einfluß auf die ärztlichen Einnahmen zu prüfen, ohne

zu einem Resultat gekommen zu sein, so muß man doch un¬

bedingt die Frage so stellen: Können die Acrzte nicht rechnen

oder können sie zu gut rechnen und wollen durch ihre Taktik

die ganze, ihnen im Grunde genommen mehr als verhaßte Ea¬

milienversicherung der Krankenkassen sabotieren? Auf Grund

des Studiums der ganzen Angelegenheit bin ich allerdings zu der

Ueberzeugung gekommen, daß eine große Anzahl der dem

Bund angeschlossenen Äerzte unbedingt in dieser Angelegenheit
Sabotage treibt.

Daß es den Krankenkassen bei der eventuell einsetzenden

Massenvcrarztung nicht möglich ist, die gleichen Sätze wie in
der Privatpraxis zu zahlen, wissen die Acrzte. Ihre Forderung
auf Zahlung von Privathonoraren kann also nur als Sabo¬

tage gedeutet werden. Genau so verhält es sich mit ihrer

Behauptung, die Einführung der Familienversicherung wäre ohne

gleichzeitige Gewährung freier Medizin und Krankenhauspflege
nicht angängig. Diesen Bcvormundungsversuch nochmals zu¬

rückzuweisen, halte ich iür übcrüüssig. obwohl er auch von

Herrn Dr. Sternberg im Interesse seiner Kollegenschaft noch¬

mals unternommen wird.

Es wird aber auch weiter in dem Artikel verschwiegen, dal»
seit dem 25. Juni 1921, trotz mehrfachen Ersuchens der Kran¬

kenkassen, ein Entgegenkommen seitens der Acrzte noch nicht
gezeigt worden ist, d. h., die Bitte um gemeinschaftliche Weiter¬

beratung ist bisher von jener Seite unbeantwortet geblieben.
Auch das kann als redlicher Wille bezeichnet werden, aber

nur in dem Sinne, daß man ein Fortführen der Verhandlungen
mit redlichem Willen zu hintertreiben versucht.

Die Berechnung des Herrn Dr. Sternberg über die angeb¬
lichen Zahlen der in Frage kommenden Familienangehörigen,
über die Art der Beitreibung der Mittel, um die Forderungen
der Äerzte zu bestreiten, kann man keinesfalls ernsthaft neh¬

men. Ich habe in meinem ersten Artikel wohl ziemlich treffend
nachgewiesen, daß bei der Fluktuation auf dem Arbeitsmarkt
in einer Stadt wie Berlin es gänzlich ausgeschlossen ist. daß

man eine brauchbare Statistik über die Zahl der in jeder Kasse
bzw. fur joden Betrieb in Frage kommenden Familienange¬
hörigen abstellen könnte. Glaubt man diese Behauptung be¬

zweifeln zu müssen oder das Gegenteil beweisen zu können,
so sollte doch Herr Dr. Sternberg die Beweise dafür antreten.
Ich will auch darauf noch zurückgreifen, daß von fast allen sich
zu der Sache auslassenden Aerzten immer wieder die Be¬

hauptung aufgestellt wird, die Zahlungen der Krankenkassen
tur die Verarztung der Versicherten wäre heute schon mehr
als minderwertig und sie würde bezüglich der Familienver¬
sicherung noch viel minderwertiger ausfallen. Man bezeichnete
beispielsweise die kassenärztlichen Honorare sogar als „Trink¬
gelder" für die Äerzte. Ich weiß nicht, ob Herr Dr. Stern¬

berg sich in Kreisen seiner Kollegen auch dieses Ausdrucks be¬

dient, glaube es kaum, denn Herr Dr. Sternberg weiß sehr gut,
daß nach dem Verte.lungsmodus, wie ihn die wirtschaftliche

Abteilung des Groß-Berliner Acrztebundes für das erste Viertel¬

jahr des neuen Vertrages angenommen hat, reine Kassenarzt¬

honorare ausgeschüttet worden sind, in einer Höhe, die sehr

vielen Aerzten ein reines Kassenarzt-Honorar-Einkommen von

90000, 40000, 50000, 80000, 100000 ja seihst b.s auf 200 000 Mk.

pro anno gewährleisten. Wenn es einem wirklich viel be¬
schäftigten Arzt auf Grund des von den Kassen gezahlten
Pauschais und trotz der von vielen Aerzten systematisch be¬

triebenen Bonentwertung möglich war. derartige Honorare zu

erreichen, dann kann man billigerweise wohl nicht mehr von

der Unzulänglichkeit der Pauschalzahlung der Krankenkassen

reden. Rechnet man hinzu, daß wohl fast alle Acrzte zu ihren

Kassenhonoraren noch ein erhebliches an Prix athonoraren ver¬

dienen, so bricht die .Mär von dem angeblichen Hungcrleider-
lel>en der Kassenärzte in suh zusammen. Es bleibt die von

mir aufgestellte Behauptung, daß die Acrzte gar nicht mit ein¬

wandfreien Statistiken aufwarten wollen, bestehen und ebenso

die Behauptung. daB man ans einem ungesunden Berufsegoismus

heraus versucht, den Versicherten die Leistungen ihrer Kranken¬

kassen als derartig gering hinzustellen, daß einem Kassenarzt

gar nichts daran gelegen sein konnte, Kassenpatienten zu be¬

handeln. Aui der anderen Seite verschweigt man, daß diese

angeblich so verhaßte Kassenpatientenbehandlung einer erheb-

...!.e:i Anzahl von Acrztea Honorare einbringt, die weit über
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das Maß dessen hinausgeht, v/as man ci; ein gut bezahlten Arzt

evtl. zugestehen kann. Ks soll kein Zweifel darüber bestehen

bleiben, daü seitens der Kassenvertreter mit aller Macht darv.i.t

hingearbeitet werden wird, die passive Resistenz der Äerzte

unter allen Umständen zu beseitigen. Zweckmäßig wäre es,

wenn die Vertreterschaft der Äerzte — Herr Dr. Sternberg ist

ja ein berufener Vertreter der Äerzte — endlich einmal sagen

wollte« welche Honorarhöhe sie für die Kassenärzte als maß¬

gebend aussprechen will. Ks könnte dann die Arbeit der Kran¬

kenkassenvertreter evtl. daraui gerichtet werde;!, die unter

vieler Mühe erreichte freie Arztwahl wieder abzuschauen, um

mit einer Anzahl tüchtiger Äerzte reine Beamtenverträge ab¬

zuschließen« ihnen entsprechend hohe Honorare zu sichern und

ihnen demgemäß die Verarztung der Krankenkassenmitglieder

als Beamte zu übertragen. Man soll sich in Aerztekreisen

nicht der HDfinung hingeben« als habe man mit der Hinaus-

zögerung der Familienversicherung bereits den Schlüsse! zum

Geldschrank der Krankenkassen in Händen. Man soll vielmehr

daraui achten, daß d;e Krankenkassenvertreter alles Mögliche
in die Wege zu leiten versuchen werden, um der brennendsten

Tagesfrage, der Einführung der Famiüenversicherung. in aller

Kürze den Weg zu ebnen. Dic Behauptung, die auch Dr. Stern¬

berg aufstellt, daß fast restlos die Privatbehandlung den Aerzten

genommen werden würde, darf als nicht zutreiiend zurück¬

gewiesen werden. Gerade die übergroße Mehrzahl der Kreise,

für die die Familienversicherung einen Segen bedeutet, sind bei

der heutigen Höhe der Privathonorare gar nicht mehr in der

Lage, einen Arzt ber irgendwelchen Krankheiten zu Rate zu

riehen. Wenn die Äerzte einmal eine Statistik machen wollten,

welchen Volkskreisen ihre Privatpatienten entstammen, so

würde sich klar herausstellen, daß sie zu den arbeitenden

Schichten wenig oder gar nicht zu zäh1en sind. Die Familie des

erwerbslosen Arbeiters oder des verkürzt arbeitenden siecht

fast teilnahmslos an akuten und chronischen Erkrankungen da¬

hin, weil sie die hoben Privathonorarc iür Acrzte nicht zahlen

kann. Gerade die Einführung der Famiüenversicherung muß

den Aerzten eine nicht nur geldlich, sondern auch beruflich sehr

erwünschte Maßnahme sein. Die Armut, die bisher zu weisen

Frauen, zu Kurpfuschern, in Polikliniken usw. abwandern mußte,

wird dann Gelegenheit haben« zu praktischen Medizinern zu

geben, wirkliche Fachärzte aufsuchen können. Ks werden so

den Kassenärzten, die heute noch eine ganz kleine Praxis haben,

mehr als bisher Patienten und demgemäß auch erhöhte Kin¬

nahmen zugeführt Betrachtet man allerdings die Ausführungen

der „Acrztlichen Mitteilungen44, dann kann man zu der Ansicht

gelangen, daß den Aerzten nicht einmal das Wohl ihrer eigenen

aufstrebenden jungen Kollegenschaft am Herzen liegt, denn sonst

würden sie die erwünschten und nachgesuchten Verhandlungen

nicht so hinauszuzögern versuchen, wie sie es bisher ge¬

tan haben.

Zum Schluß noch ein Wort zu der Forderung auf Be¬

zahlung nach Einzelleistungen:

Meiner Ansicht nach, die auf einer ziemlich genauen

Prüfung der Verhältnisse beruht, würden die Groß-Berliner

Krankenkassen, falte sie sich aui den Weg iier Zahlung nach

Einzelleistungen drängen ließen, in ganz kurzer Zeit ein erheb¬

liches Fiasko erleiden. Ich habe II meinem ersten Art kel die

Behauptung aufgestellt, daß selbst der Groß-Berliner Aerzte¬

bund nicht hl der Lage wäre, eine Garantie dafür zu geben,

daß nicht eine ganze Anzahl von Aerzten aus einem „Fair4
soviel Einzelleistungen herausdestillieren, daß den Kassen dabei

schwül werden könnte. Irgendwelche Verhältnisse in anderen

Orten aui Beriin als Vergleich zu übertragen, muß ich als

demagogisch bezeichnen. Es ist allgemein bekannt, daß eine

Kasse, seihst wenn sie mit Hunderten von Aerzten zu rechnen

hat, sehr gut eine Kalkulation ihrer eventuellen Zahlungen bei

Einzelleistungen vornehmen kann, daß es aber bei den Ober

9000 Berliner Kassenärzten, von denen eine sehr große Anza';!

selbst in ihren Kollegenkreisen als Kassenlöwen und Bon-

läger bekamt un.! bezeichnet werden« glatt unmöglich ist, eine

derartige Kalkulation auch nur mit einer geringen Aussicht auf

Durchführbarkeit aufzustellen, dürfte nicht bestritten werden«

Alles Gere !e um diese Sache ist völlig zwecklos und dient nur

der Verschleppung, denn die Berliner Kassenvertreter werden

Sich nie dazu verleiten lassen, den Weg zu beschreiten, Be¬

zahlungen nach Einzelleistiingen vorzunehmen«

Dies zur Klärung der Sachlage, W n Te Äerzte die von

mir aufgestellte Behauptung wider: i, daß ihnen an der Ein¬

führung der Familienversichcrung nichts gelegen ist, und daß

sie sie aus Furcht vor dem Schwiu len ihrer Privathonorare zu

Sabotieren versuchen, so müssen sie endlich alle schönen Re¬

densarten und alles Darumherumredcn beiseite stellen und ein¬

mal klipp und klar erklären: Wir wollen den Krankonkassen

aus rem sr zialem Verständnis heraus dabei helfen, die Familien¬

versicherung einzuführen, wir fordern aber für diese unsere

Tätigkeit e.n garantiertes Mindesteinkommen in dieser oder

jener Höhe. Das wäre ehrlich und darauf könnte man den

ganzen Aufbau Jer Sache gründen. Vor übertriebenen For¬

derungen sohlen s.ch die Äerzte jedoch hüten, sie sollten end-

h ernsthaft ike :. te \bsicht bei i, sich mit den Kassen¬

vertretern an e?ne:t Tisch zu setzen mit dem ausgesprochencii
Willen: Wir wollen endlich die Famiüenversicherung einführen.

Carl Schulz, Berlin.

Die Allgemeine Kuhegehaltsversicherung Deutscher Kranken¬

kassen (Sitz Weimar) hielt am 25. August 1921 _hre IV. ordent¬

liche Jahresversammlung in Braunschweig ab. Aus dem Bericht

des Vorstandsvorsitzenden über die Geschäftstätigkeit sei fol¬

gendes hervorgehoben: Knde 1920 gehörten der Ruhegehaltfver*
Sicherung 90 Allgemeine Ortskrankenkassen mit 391 Angestell¬

ten, 12 Landkrankenkassen mit je einem Angestellten und ein

Weiterversicherer, insgesamt 100 Kassen mit 409 Angestellten

an«. Der Zuwachs beträgt ge^en Knde 1919 16 Kassen mit 7S An¬

gestellten. Austritte von Kassen sind nicht eriolgt. — Im Be¬

richtsjahr wurden für 2 Peisonen 1340,10 Mk. Ruhegehalt, für

3 Personen 1775,01 Mk. Witwengeld gezahlt und für 7 Personen

wurden 412 Mk. Hcilveriahrenkosten erstattet. Die Gesamt¬

summe der Aufwendungen betrug 1920: 3627,11 Mk. (17b7.7rt

Mark). Das Vermögen betrug Ende 1920: 803 007,15 Mk. gegen

394999,47 Mk. im Vorjahr.
Es wurden Satzungsänderungen beschlossen, von denen die

Herabsetzung des Beitragssatzes von 12 Proz. auf 10 Proz. die

wesentlichste ist. Hervorzuheben ist noch iolgende Aenderung:

Der Betrag des MindestruhegehaUs und des Mindestwitweogei-
des wurde aui das Doppelte erhöht. — Ks besteht die Absiebt,

die Allgemeine R u h e g e h a 11 s v e r s i c h e r u u g

Deutscher Krankenkassen (Sitz Weimar) mit

dem Versicherungs verein Deutscher Kranken¬

kassen (Sitz Berlin) zu verschmelzen. Von beiden Ver¬

sicherungsanstalten wurden bereits Unterausschüsse zur Fort¬

führung der Verhandlungen und Aufstellung einer ne**ea Satemic
gewählt — Die Rechte der Mitglieder der Allgem. nen Ruhe«
gehaltsversicherung Deutscher Krankenkassen (Sitz Weimar)
bzw. der bei ihr versicherten Angestellten sollen hei der Ver¬

schmelzung gewahrt bleiben. Damit auch der A!Ure;neine Ver¬

band Deutscher Landkrankenkassen (Sitz Perlebcrg) und der

Gesamtverband der Krankenkassen Deutschlands (Sitz Essen)

mit ihren Mitgliedskarten beitreten können, wird die ARGV.

die Wünsche der beiden Verbände, soweit sich das irgend er¬

möglichen läßt, bei der Aufstellung der neuen Satzung berück«

sichtigen.

Zu §§ 420 if. und 452 RVO. Nach .§ 420 RVO. können Arbeit¬

geber, welche Versicherte in der Land- oder Forstwirtschaft

beschäftigen, bei ihrer Kasse den Antrag stellen, daß fiir dio

Dauer des Arbeitsvertrags die Kasscnbcitiäge unter Wegfall

des Anspruchs des Versicherten auf Krankengeld entsprechend

ermäßigt werden, wenn der Arbeitsvertrag auf ein Jahr abge¬

schlossen ist« die Versicherten entweder für das Jahr Sachleistung

gen im 300fachen Wert des satzungsmäßigen täglichen Kranken¬

geldes oder fiir den Arbeitstag einen Entgell im Wert dieses

Krankengelds beziehen und ihnen ein Rechtsanspruch auf diese

Leistungen für de Geltungsdauer des Arbeitsvertrags zusteht

fn Ergänzung dieser Oesetzesvorschrift bestimmt nun >; 3 der

Bekanntmachung vom 17. März 1918 (RQBI« S. 199), daB einer

Versicherten im Falle eines W'ochcnhcUs gleichwohl tue Lei¬

stungen der Wochenhilfe nach § 8 der Bekanntmachung betr.

Wochenhilfe während des Kricexs vom 3. Dezember 1914

(RGBL S. 492) zustellen, obgleich die Beiträge unter Wegfall
oder Ki\:z\mz des Krankengeides ermäßigt sind. Diese Lei¬

stungen der Wochenhilfe gelten nicht als Bnrlei *

mgen im Sinne

des §
diese Leistungen kommt daher nichl in Fra.

Zieht man in Betracht daß die Bekanntmachung vom

3. Dezember 1914 ein: Notverordnung darstellt, die aus der Zelt

der Kriegsnöte geboren wurde und nur eine vorübergehende

Regelung sein sollte« so wäre es in Ermangelui r ausdrücklicher

Bestimmung immerhin z haft gewesen, oh man aus der

Natur dieser Bestimmung schließen konnte, daß es sieh bei den

Leistungen ans dieser Vorschrift um eine bare Leistung im

nne des § 425 handele«
v

ach der Simg des 5 425 RVO. galten mil Aus¬

rahme des Sterbeg s alle übri Leistungen, wie Hausgeld,

Wochengeld, Schw angerengeld, als bare Leistungen im Sinne

dicker Vorschrift, d, h. also auch Wochengeld. (§ 195.)

Nunmehr i >er nach 'ier durch das Gesetz vom 30, £

1920 (RQBI, S. B53) geschaffenen Fassung des S 425 außer dem

StcrhegeM auch die Barleistung der W o c h e n h i! f o

ausgesch worden, also auch die Wochenhilfe nach ^ 195a,

nicht nur die der Kriegswochenhüte. Das rat zur folge, daß

bei der Berechnung der Beiträge nach dem Verhältnis des Kran¬

kengeldes zum Wert der übrigen Leistungen in e Leistungen

der Wertbetrag der Wochenhilfeleistungen nicht mit einbezogen

werden kann« Der Arbeitgeber hätte danach in allen F; I -r der

Wochenhilfe der Kasse keinen Ersatz zu leisten; der Kasse ist

nicht einmal dic Han 'habe • in, ähnlich wie bei der Bekannt¬

machung vom 17. März I91S, die ermäßigten Ueiträ-c im Ver«

425 RVO. Ein Ersatzanspruch an den Arbeitgeber für
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\s üer Steigerung tu Kasscuausgaben entsprechend zu

trhohei

AKtrd [ d ufte d.e Zusatxbestimmung der -12a 421 beute

sc nen / k erfüllt haben, da Ansprüche aui Wochenhilfe nnter

bes eren Voraussetzungen dir Bekanntmachung vom

er 1914 nicht mehi erhoben werden dürften und

andererseits ja auch durc eta vom 29. Juli 1921 (RGB!.

S. 1!
'

e Anwcm | der vorerwähnten Bekanntmachung in

Wei l kommt sofern ei un Entl e nach dem

3i S< p ; 21 ha t.

Nach de n bereits Im R tsblati (Nr. 18) erschienenen

Ent\ nrl eines Qeseti übei Uuderum der Reichsversiche-

Jv . >f i R.v tag zurzeit vorliegt ist nun-

nieln -1 • des fi 425 in <* fetzt gültigen F;

v.-. sehen i I c \ ndt bin in Vorschlag gebracl

dab ia En t es $ 422 RVO« dieser bestimmt dafl tut*

^as nacl 1- .
421 vom Kr.r -id gilt auch für das Hai

geld onJ iür t ere Krankengeld im Falle des § 194

AI ' 2
* t.

I i wäre, falls der Entwurf zur Annahme gelangt

auch künftig n d.e Ermäßigung des Beitrags ohne den

Wi rtl I r Wo h.iliele.stnug zu errechnen, auch wäre

ein 1 Iitl rni isprnch an den Arbeitgeber iIf d:e Leistung

der V i cht gegeben.

I 152 RVO« Möchte ich In Erwägung bringe«,

dal d »n dieser Voi it festgesetzte Höchstgrenze des

Sterbe, ci i Mk. um ein BcJ< • les erhöht werden

p jltc, n aafle Je i gesunkenen Geldwert Rechnung

tu r, t
K. Ha n iseh.

Gewerkschaftliches.

I rhohnng des Teuerungszuschlags und der Kinderzulagen

ttf Lei uf>gcncsfcnschattfangestellte. W ie «_r den Kollegen

i i bekai itgegeben haben, hatten wir die Erhöhung des

Tcoci iszusch ags zur. c t um mindestens 3600 Mk. ah I« lull

1921 I igt. Unser diesbezügliches Schreiben vom 17. August

1 21 beantwortete dir Arbeitgebervertaad zunächst erst einmal

t ich Ziffer Illd vorge ebene sechsmonatige Frist

teil der letzten Erhöhung des Teuerungszuschlags n Kh nicht

verstrich i sei« da der betreffende Schiedsspruch erst am

2 ipril 1921 gc i 11 v ,
Wir antworteten daraui (\e:n Arbeit-

gc i md, daü seine Rechtsansicht irrig ist, denn die Be¬

rt iung der sechst» en Frist kann nicht vom Tage

der 1. des ? hiedsspruchs an erfolgen, sondern von dem

Zeitpni kt ^°': welche« ab die Erhöhung des Teuerungszuschlags

i.i Kraft gel i Ist nnd dieser war der l. lauuar 1921, so dafl

. io die sechsm itigc Frist bereits am 3'). lusi d. J. ver-

iti ich tu « ar.

Inzwischen hatte v

'

nun d;c Situation dadurch geändert

daB i ...ä das Reich seinen Beamten und Angestellten die Er¬

bt : de Teuerungszuschlags gewährte, so dafl nunmehr

der letzi Satz der Ziffer Illd in Frage kam. und de: Arbeit¬

zeit anJ sich auch aus diesem Grunde einer Verhandlung

den v
. uns g< zu Antrag nicht mehr entziehen konnte.

Wr hatten dem Arbeitgeberverband mitgeteilt daü wir aui

lehl i Anberaumung t nes Termins bestehen, doch war mil

Rücksicht aui den Berufs i ! enschaftstag in R< sl irg eine

Verhandlung vor dem 16, September tt J« nicht zu erreicht

Der Verbaruv hattet was nebenbei noch bemerkt sei, ohne uns

. : ti verstä n, eine einmalige Wirtschaftsbeihilfe von

• Nlk. w\A die ludustrtezuLgc beantragt Ferner vei i zte

r Verbaruv neben der Erhöhung der Kinderzulage di« Ge«

*äh uug c zw Teuerungszu chtags von jährlich 5000 Mk Ob-

w lie Sil iür uns, mit Rücksicht aui die Vereinbai cn,

S| rganisal :n mit den V'.ichsl .\\::\'^: ge-

; cn, c ne vei t< (geworden war, haben wir Irotz-

Poi ; i in H ihc von 3500 MI jähr¬

licher lerh: . i d lerner die Er-

auf die > .m Sta bew illigten Sätze

verlam «\irj «vohl wie dei Verbaruv unsere Forde-

i ui :en
*

> zog s ch d e Konunis
_

on des i it-

handes zur ii tung zurück« Nacl Wiedereintritt in

die Verhaj snv i uns V Uc ler Bcsch vei et:

»•Der Anl . Gewährung einer einmaligen
Wirl \ d eihufe i Holte von 3 l Mk, ui I die Gewährung
einer Besal ge kai ; Qegei kI der heutigen
Verh ng sein, da F< gen vollständig aus dem

Rah es Uebereinkommens vom R. Dezember I9«20 lallen;
dageg * m der \ >m Z i dverband ier An ^stellten gebleute

Antrag im Rahmen des Ut creinkommens begründet*1

Es rde nunmehr folgender Q >rsehlag gemacht:
.T| Gcwährun« einer glc hen Teuerungszulage lür alle G< i Is-

<• tsk lassen kann r ht erft weil man i :;f \

%

:. dei Ansicht ist, daü dx Durchbrechung des im üebc

ti

»»

Kommen vom BL Dezember 1920 festgelegten Systems nicht

v. rtonunen werden darf, wobei aber bemerkt werde, daß

man sich auf Arbcitgcberseite durchaus nicht durchweg der

Re i Besoldung bedienen will.

Wie der Kollegenschaft bekannt ist, haben wir auf Grund

Jes Schiedsspruchs vom 2. April 1921 einen Abstrich von 5 Pro«tv

am Teuerungszuschlag gegenüber den Staatsbeamten gehabt.

Wir wiesen darauf hin, da3 dieser Zustand ein unberechtigter

cc:, da auch die seinerzeit vom Arbcitsministei ium angenom¬

menen Vergleichsgruppen der Staatsbesoldung mit unseren Ge*

haltsklassen deshalb nicht mehr im Einklang stehen, weil die

Staatsbeamten durch Verleihung anderer Titel fast durchschnitt*

lieh m die nächsthöhere Gehaltsgruppe versetzt worden sind«

so dali also die BerufsgenosseBSchaftsangestellten dadurch eben¬

falls ins Hintertreffen geraten sind. W ir forderten deshalb zum

mindesten che Beseitigung der füniprozentigen Differenz, so daß

also die Erhöhung des Teuerungszuschlags in Ortsklasse A auf

Ml, B aui PI, C auf 89, D auf 87. E auf BS Proz. vorgenommen

werden müsse; desgleichen verlangten wir dic Erhöhung des

Kinderzaschlags, wie er den Staatsbeamten gewährt worden ist.

Um nun wenigstens einen kleinen Ausgleich für das den Kollegen
durch den Schiedsspruch vom 2. April 1921 zugefügte Unrecht

R erhalten, verlangten wir die ROckWirkung dieser Erhöhungen

vom 1. Jud 1921 ab.

Die Kommission des Arbeitgeberverbandes zog sich nunmehr

nochauüs zu einer Beratung zurüek, deren Endergebnis der nach-

f* Igendc Nachtrag gam Uebereinkommen darstellt:

Zwischen «ten Vertragsparteien wird folgendes vereinbart:

L Per Teuerungszuschlag zum Grundgehalt und znm Orts-

Zuschlag w.rd für die Orte

der Ortsklasse A « « « auf 93 v. H.

m •• K%#« «$91«««,

m 9» w«j«««,89«««,

•* i« Viii n oi n

t» «• • • » v. o5 ,,

festgesetzt.

II. Per Teuerungszuschlag zu den Kinderzulagen beträgt in

D Orten der Ortsklasse A 200, B und C 175, D und E 150 v. H.

III. Vorstehende Abmachung hat rückwirkende Kraft vorn

1. J.;!i 1921 ab.

Berlin, den 16. September 1921.

Arbeitgeberverband deutscher Berufsgenossenschafien.

gez. W andcl. gez. Dr. Martins.

Zentralverband der Angestellten,

ge/. Brenke. gez. Heimchen.

Verband der Beamten und Angestellten der Reicht"
Unfallversicherung,

ge/. Eitz. gez. Swoboda.11

Pas Ergebnis dieses Nachtrags Stellt den unmittelbaren

Durchschnitt unserer ursprünglichen Forderung dar und können

wir von uns aus wohl mit dem Ergebnis zufrieden sein. Wir

haben bereits an alle Ortsgruppen ein entsprechendes R—d
ichreiben mit der Aufforderung, fflr die den Kollegen zustehen¬

den Kachsahlongen Sorge zu tragen, gerichtet.

Unser zielklares Verhalten und die dem Arbeitergeberver-

band gegebene Begründung unserer Forderungen hat ihn jeden¬

falls ei kennen lassen, dafl an denselben auch nicht ein Tipfei-
chen abzuhandeln sei. Wir nehmen an, daß auch unsere Kolle¬

gen im Reich mit dem Abschlnl) des Nachtrags einverstanden

lind und geben uns der festen Zuversicht hin. daß auch alle uns

noch fernstehenden Kollegen und Kolleginnen den Wert einer

IbewuBten tVertretung erkennen und für uns gewonnen

»erden.

Die RdchskoalertM der Krankcnkassenangesteüten tagt«

am lv September 1921 in Magdeburg« Auf der Tagesordnung
stand:

1. Tarifgemeinschaft, £ 355 RVO., Sperrgescl ;

2. Neuwahl des Reichsfachausschusses;
3. Verschiedenes.

Die Konferenz war von 33 De erten aus allen deutschen

Gatfen besucht, außerdem waren noch eine erhebliche Anzahl

K( egen als Gäste erschienen.

Zum 1. Punkt der Tagesordnung erstattete Kollege Brenke

s Referat, und wurde als Frucht der anschließenden allgemei¬

nen Aussprache, in deren Verlauf auch der Kollege Giebel

chmals eingehend und scharf protestierend über d.e letzten

Verhandlungen zur Anwendung des Sperrgesetzes referierte,

folgende Entschließung der Kollegen Hofmann (Nürnberg) und

Kraiker (Mannheim) eingebracht:

»«Die Reichsfachkonferenz der Krankenkassenangestellten.
vom ks. September 1921 in Magdeburg hält grundsätzlich i

der Tanfgemeinschaft fest und nimmt trotz schwel " Ped« -

Ken die neuen tariflichen Abmachuugen an.
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Sie verpflichtet die Oaufachgruppen, mit aller Energie und

mit allen Mitteln dafür zu sorgen, daß eine ßcfchneidimg des

Rechts, das auch den Krankenkassenangestellien auf Grund

des Betriebsrätegesetzes und der Verordnung über Tarifver¬

träge zusteht, nirgends eintritt und die vom Reichsfachaus-

schuB aufzustellenden Forderungen überall durchgesetzt

werden.

Die Konierenz protestiert ferner entschieden gegen den

Versuch, das Sperrtesetz auf die KrankenkassenanRCStellten

anzuwenden. Sie fordert die schleunige Aufhebung des § 355

RVO., der im Widerspruch steht mit dem Betriebsrätegesetz

und der Verordnung über Tarifverträge, und hält im übrigen

au der la Weimar beschlossenen Ausgestaltung des Angc-

stclltenrechta fest.44

Der erste Absatz betr. Annahme der neuen tariflichen 'Ab¬

machungen wurde bei namentlicher Abstimmung mit 26 gegen

7 Stimmen angenommen, während der zweite Absatz« wie vor¬

auszusehen, einstimmige Amiahme fand.

Fin Antrag Hamburg auf Ergänzung des neuen Tarifvertrags

IW'ie folgt:

„In cie Tariigemcinschaft fet die Bestimmung aufzuneh¬

men, daQ für die zwischen dem Ablauf des bestehenden Tarif¬

vertrags und dem Inkrafttreten des neuen Tarifvertrags lie¬

gende Zeit mindestens die Bestimmungen des alten Tarifs

Gültigkei: behalten,44

.wurde ebenfalls angenommen.

Zu Punkt 2: „Neuwahl des Reichsfachausschusscs44. wird

vorgeschlagen, die alten Städte zu belassen. Dem wird zuge¬

stimmt und sind danach die Städte: Apolda, Berlin, Breslau*

Hamburg, Köln, Mannheim und Nürnberg wiedergewählt. Wir

bitten die betr. Ortsfachgruppen, die Wahl der Rcichsfacliaus-

Schußmitglieder schnellstens vorzunehmen und hierher mitzutei¬

len, damit keine Störung in dem Geschäftsgang eintritt.

Zu Punkt 3 entwickelte sich eine allgemeine Aussprache

über die Prüfungsfrage, als deren Ergebnis folgende Resolution

einstimmige Annahme fand:

„Die am 18. September 1921 in Magdeburg tagende Reichs-

konfererz der im Zentralverband der Angestellten organisier¬

ten Krankcukassenaugestcllten nimmt Kenntnis von dem Vor¬

gehen einiger bayerischer Oberversicherungsämter,- welche

beabsichtigen, den Krankenkassen die staatliche Prüfung für

den mittleren Arbeiterversicherungsdienst im Aufsichtswege

aufzuzwingen. Die Konierenz erklärt, daß ein solches Vor¬

gehen im Gesetz keine Stütze findet, und daß keinerlei gesetz¬

lichen Grundlagen vorhanden sind, welche den Versicher ungs-

hehordei das Recht einräumen, eine genehmigte Dienstord¬

nung abzuändern, wenn die Kasse von sich aus den Nachweis

der fachlichen Befähigung geregelt hat.

Auch die Entscheidung des bayerischen Lartdesversiche-

rimgsamts, nach v/elcher die Oberversicherungsämter nicht

nur die Dienstordnung, sondern auch die Ueberleitungs-

beschlüsse für die einzelnen Angestellten aus Anlaß der Neu¬

ordnung der Besoldung durch die Vereinbarung vom 26. Juli

1920 zu genehmigen haben, ist zweifellos ein Fehlspruch, der

wieder aufgehoben werden muß.

Dieses Vorgehen der Versicherungsbehörden bedeutet

einen schweren Eingriff in die Vertragsfreiheit der Kassen

und ist zweifellos von der Absicht diktiert, die Kassenverwal¬

tungen immer mehr iu das bureaukratische Fahrwasser zu lei¬

ten und damit auf Umwegen den Kasseaangesiellteu die Rechte

und Pflichten der Staatsbeamten aufzuerlegen. Hierdurch

werden aber weite Kreise der Bevölkerung von der Anstel¬

lung bei den Krankenkassen ausgeschlossen«

Die Reichskonferenz spricht den bayerischen Kollegen in

ihrem Kampf gegen diese Maßnahmen ihre Sympathie aus und

wird diesen Kampf nach Kräften unterstützen.44

Fin besonderer Antrag Offenbach, der den Verbandsvorstand

beauftragt, beim Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund zu

beantrage!, daß die örtlichen Gewerkschaftskartelle durch Rund¬

schreiben angehalten werden, auf die Arbeitnehmervertreter ier

Kfankenkassenvorst inde und -ausschtisse einzuwirken, daß die¬

selben den Tarifvertrag unter allen Umstunden anerkennen, wird

zwar abgelehnt, jedoch wird durch den Verbandsvorstand eine

Verhandlung mit dem ADGB. in diesem Sinne zugesagt.

Mit einem kräftigen Schlußwort des Kollegen Giebel an
l
e

weitere Kampfesfreudigkeit der Krankenkassenangestellten

Wurde die Tagung beendet.

Knappschaftsangestellte. Zu Mitgliedern des Reichsfachaus-
Schusses :ür die Fachgruppe Knappschaftsangestellte sind fol¬

gende Ku iegen gewählt worden: Erich Wauschke. Eichwalde

(Kreis Teltow). Zeuthener Str. 72: Adolf Gebhardt, Fechlingen

(Saar), Brühl; Kurt Hildt. Halberstadt Am Berge 1; Fritz Ihmig,

Altwasser (Schlesien), Charlottenbrunner Str 40; Ernst Götsch.

Weitmar b. Bochum, Hat*.-ger Sir. Jb«

Rechtsprechung.
§8 349. 358 RVO. Ueber Streitfragen, weiche die Anwen¬

dung und Auslegung einer rechtsgültig erlassenen Dienstordnung
betreffen, entscheidet In letzter Instanz das Keichsversicherungs¬

amt (zu vergleichen Entscheidung 1919. „Amtliche Nachrichten*4

des RVA. 1914, S. 769).
Die Anstellung der in 8 351. Abs. 2 der RVO. genannten Per¬

sonen et folgt auch dann durch Beschluß des Gesaratvorstandes,
ohne daß es übereinstimmender Beschlüsse beider Gruppen Im

Vorstand bedarf, *enn eiuzeine Bestimmungen der Dienstord¬

nung nach 8 351 Abs. 2 der RVO. auf diese Angestellten An¬

wendung finden. Entscheidung des Reichsversicherungsamts

vom 19. Juni 1915 (Aktenzeichen II K. 383/15).
Gründe: Der Vorstand der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse für den Stadtbezirk C. beschloß in der Sitzung vom

17. September 1914 mit 7 gegen 5 Stimmen der Arbeitgeber, den

sechs Monate und länger im Dienste der Kasse beschäftigten

Hilfsarbeitern und den Hilfskasscnbotcn eine Zulage von 1 Mk.

ffir den Arbeitstag, den drei Monate und länger beschäftigten

Hilfsarbeitern eine Zulage von 60 Pf. fflr den Arbeitstag sowie

den Kassenboten eine Zählgddentschädigung von jährlich 50 Mk.

zu bewilligen. Der Vorsitzende des Vorstandes, der gemeinsam

mit den anderen Vertretern der Arbeitgeber im Vorstand die Be¬

willigung der Zulage von 60 Pf. an dre drei Monate und länger

beschäftigten Hilfsarbeiter als unvereinbar mit den Interessen

der Kasse erachtet hatte, beanstandete diesen Beschluß durch

Beschwerde an die Aufsichtsbehörde gemäß | ft der Reichsver»

siehcrungsordnung. Das Versicherungsamt hielt die Beanstau«

düng für begründet und hob den Vorstandsbeschluß auf. Fs

seien, so führt es in seinem Beschluß aus, einzelne Bestimmungen

der für die Angestellten der Kasse erlassenen Dienstordnung

auch ffir die Hilfsarbeiter rechtsverbindlich. Ihre Anstellung er¬

forderte daher nach § 349. Abs. 1 der Re.chsversieheningsorJ-

nung übereinstimmende Beschlüsse beider Gruppen im Vor*

stand. Diese für die Anstellung und die damit verbundene erst¬

malige Qehaltsregelung der Hilfsarbeiter vorgeschriebene Form

müsse auch bei späterer Abänderung der in der Dienstordnung

selbst nicht geregelten Besoldungsverhältnisse der Hilfsarbeiter

eingehalten werden. Ueber die Gehaltszulage an Hilfsarbeiter

und Hilfskassenboten sei daher ebenso wie über die m der Dienst¬

ordnung zwar allgemein vorgesehene, aber nicht ziffernmäßig

festgesetzte Zählgcldcntschädi-gung von beiden Gruppen im Vor«,

stand getrenrt zu beschließen. Gegen diese Verfügung der Auf¬

sichtsbehörde hat der Vorstand der Kasse rechtzeitig Be¬

schwerde erhoben. Fr erachtet getrennte Abstimmung nicht fnr

geboten, weil die Hilfsarbeiter der Kasse der Dienstordnung in

ihrer Gesamtheit nicht unterständen und auch eine bloße Aen¬

derung des Dienstvertrags unter Belassung in der gleichen

Dienststellung, insbesondere die Zubilligung einer Gehalts¬

erhöhung oder Zählgeldentschädtfjung, der Neubesetzung einer

Dienststelle nicht gleichzustellen sei. Das Oberversicherungsarnt

hat diesen Einwendungen zugestimmt, demgemäß die Entschei¬

dung des Versicharuagsamts aufgehoben und den vom Vor¬

standsvorsitzenden angefochtenen Vor Standsbeschluß für zu

Recht bestehend erachtet. Diese Entscheidung ist von den Ver*

tretern der Arbeitgeber im Vorstand, zu denen auch der Vor¬

sitzende des Vorstandes gehört, rechtzeitig durch weitere Be¬

schwerde angefochten worden.

Die weitere Beschwerde ist, soweit sie vom Vorsitzenden

des Vorstandes eingelegt ist. zulässig. Denn dieser hat nach

§ 8 der Reichsversicherungsordnung einen seiner Ansicht nach

gegen das Gesetz verstoßenden Beschluß des Vorstandes durch

Anrufen der Aufsichtsbehörde anzufechten. Die darauf ergehende

Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist nach S 1792 de: Reichs«

versfcherangsordnung mit Beschwerde an das Oberversiche¬

rungsarnt und dessen Entscheidung wiederum mit weiterer Be¬

schwerde anfechtbar (zu vergleiche! Entscheidung 2020, „Amt¬

liche Nachrichten* des RVA. IMS, Seite 512). Dagegen sind die

Mitglieder des Vorstandes aus der Gruppe der Arbeitgeber als

solche zur Anfechtung eines Vorstandsbeschlusses int Be*

schwerdewege nicht berechtigt da sie als Beteiligte im Sinn»

des § 1795 der Reichsversichertmgsordnung nicht anzusehen

sind (zu vergleichen Entscheidung 1845. »Amtliche Nachrichten"

des RVA loi-j. Seite 515, auch Entscheidung des Beschlußsenats

1912. »Amtliche Nachrichten" des RVA. 1914, Seite 737), Zur Ent¬

scheidung über die weitere Beschwerde :nt nach der allgemeinen

Vorschrift des 5 1797 der Reichsversicherungsordnung auch das

Reichsversicherungsamt nnd nicht etwa, weil es sxh um Aus¬

legung einer Dienstordnimg handelt In entsprechender Anwendung

von $ 355 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung die oberste

Verwaltungsbehörde zuständig. 1 ediglich soweit es sich um den

ErlaB oder den Inhalt einer noch zu erlassenden Dienstordnung

handelt, ist in letzter Instanz die oberste Verwaltungsbehörde zur

Entscheidung zuständig (zu vergleichen Entsch mg 1919, „Amt¬

liche Nachrichten44 des RVA. 1914, S« 7691« Dagegen ist Ober

Fragen der Auslegung einer rechtsgültig erlassenen Dienst¬

ordnung« falls das Rechtsmittel der weiteren Beschwerde über¬

haupt gegeben ist» nach § 1797 drr ReicJ_tsverslcherungsordnung
in letzter Instanz vom Rck >> ktarnte tu ent cheidem
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Die weitere Beschwerde des VorstandsVorsitzenden ist jedoch

sachlich unbegründet Nach § 1 Abs. 3 «flei für die Angestellten

der Allgemeinen Ortskrankenkasse für den Stadtbezirk C« er¬

lassenen und VOM i >ber\c;sicherungsuintc genehmigten Dienst-

dntmg in der Fassung vom 3. Mär/ 1914 KÜt die Dienstordnung,

\» rbel ich der Best mmnngeu der Sü 3, 4, Abs, 3» & 10b, Abs« I,

I. - 2, 13, 22. nicht lür Angestellte, die nur aui Fr «der

zu vorübergehender Dienstleistung (ab Hilfsarbeiter) l»< iftlgt

werden. Die vorbehaltenen Bestimmungen regeln in der laupt-

sache lediglich die Art der Bewerbung und Befähigung der Probe¬

nder aushilfsweise Beschäftigten, Dau t dieser Beschäftigung,

allfcemeine Dienstpflichten, Dienststunden und Ucbernahme von

NebcnN IfÜgung. Alle anderen Bestimmungen der Dienst¬

ordnung, ins! n<k i e ber Ruhegeld und Hinterblh benenftirsorge.

vorlaufige IIfenstenthebung, Streitigkeiten aus dem Dienst.er¬

hält i
.
Bestrafungen, auch der Besoldungsplan kommen fur dic

am Probe «der ab Hilfsarbeiter Beschäftigten nicht in Frage.

Hiernach läfll sich nicht feststellen, dafl die Dienstordnung auch

für diese Angestellten gelte, und daü demnach gemäß § 349 Abs. 1

der R«#chsvcrsfcberungSOrdnung Ihre Anstellung durch überein-

I mmendc Beschlüsse beider Gruppen im Vorstand zu erfolgen

habe. Vielmehr finden lediglich einzelne Bestimmungen nach

£ /ol Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung auf sie Anwendung.

Die Dienstordnung als Ganzes wird schon um deswillen fiir sie

regelmäßig nicht in 1 rage kommen können, weil ihr lockeres und

vorübergehendes Verhältnis zur Kassa eine feste Regelung des

Du natverhältnisscs nach bestimmt vorgeschriebenen Gesichts¬

punkten nicht bedingt. Nur fur solche Angestellte, dic der Dienst¬

ordnung als solcher unterstehen, kommt aber § 349 Abs. 1 der

Peiclisversicherungsordnung in Betracht. Wenn dagegen die

Dienstordnung für das Dienstverhältnis der in S 351 Abs« 2 der

Retehsversicherungsordnung erwähnten Angestellten lediglich ein¬

lebte ergänzende Grundsätze aufstellt gilt § 349 Abs. 1 der

Refchsversfeherungsordnung nicht. Die Anstellung dieser An¬

gestellten erfolgt vielmehr durch den Vorstand, ohne dafl es

Oberemstimmender Beschlüsse der Gruppen der Arbeitgeber und

Arbeitnehmer bedarf (zu vergleichen Begründung S. 205 zu § 356

des Entwurfs (8349 der Reichsversicherungsordnung), ferner Be¬

gründung S. 2o7 zu fc 362 des Entwurfs (§ 351 der Reichsver-

idcheruagSOfllntmg). Kommt aber § 349 Abs. der Rcichsver-

sMwnmgsordnung für die Anstellung von Hilfsarbeitern vor¬

liegend nicht in Betracht, so bedarf es keines Eingehens auf die

weitere Frage, ob diese OeseUesvOTSCbrift gegebenenfalls auch

bei Aenderungen des Dienstvertrages, Insbesondere bei Bewilli¬

gung von Gehaltserhöhungen oder Dienstaufwandsentschädigungen

Anwendung ZU finden bat Aus diesen Gründen besteht dfe Knt¬

scheidung des Oberversicherungsaints sachlich zu Recht und

«nuflte die weitere Beschwerde zurückgewiesen werden.

Schriftleiter groller Tageszeitungen nicht kraakenver>iche-

rungspfiichtlg. (Entscheidung des Versicherungsamtes in Ham¬

burg vom 3. 2. 21 — Nr. 1958 2. O.K.)

s ¦ c h verhalt ¦ n d G r D n d c: Die Antragsteller sind

In dem genannten \e\.\^e und bei den genannten Zeitungen als

Schriftleiter tätig und von dem Verlage bei der Antragsgegnerin
bisher gegen Krankheit versichert worden. Als Entgelt bezieben

sie nach den Angaben dzr Meldung 900 Mk. monatlich, J. 775

Mark monatlich. Sie halten sich fedoch nicht für versicherungs-

pflichtig, weil sie nach ihrer Ansicht eine höhere geistige Tätig¬

te i KSflben« welche Ober der e nes Betriebsbeamten oder eines

sonstigen Angestellten im Sinne des fi 165 Ziffer 2 RVO. stehe.

Sic haben daher beantragt, in diesem Sinne zu entscheiden und

laben sieh für ihre Auffassung auf eine Entscheidung des \er-

Bfeherungsamtes München vom 27. August 1920, veröffentlicht

in der Arbeiterversorgnng, Jahrgang 1920, Seite 527, berufen.

Der Kassenvorstand hat jedoch um gegenteilige Entscheidung
gebeten, weil nach seiner Ansicht die Schriftleiter nicht zu den¬

jenigen Personen gehörten, die mit einer höheren mehr geistigen

oder wiÄenschaftlichen Tätigkeit beschäftigt seien« Sie standen

u dem Verlag in einem kündbaren Beschäftigungsverhältnis und

seien | inlich und wirtschaftlich von dem Verlage abhängig.

Auch vo-, einer leibständigen Tätigkeit könne nur in einem ge-

VHSen Sinne gesprochen werden; im grollen und ganzen hätten

s»e ttie Weisungen und Richtlinien des Verlages zu befolgen und

müßten die politische Richtung der Zeitung streng beachten. Fs

uiüUtc zwischen dem Tagesschriftsteller und dem künstlerisch

Ichaffenden Schriftsteller unterschieden werden, indem ersterer

aui der Stufe eines kaufmännischen Korrespondenten stehe. Auch

spreche verhältnismäßig geringe Entgelt gegen eine höhere

festige 1 Btigkeit
Der Verlag hat die E I .heidung anheimgegeben. Die An¬

tragsteller Seh. und L. haben noch nähere Angaben über ihre

Vorbildung und die Art ihrer Tätigkeit gemacht in ihren Schrift¬

sätzen vom 27. Oktober (Blatt 6 uni 7 act), auf weiche ver-

v eseu w ird.

Das Versicherungsamt hat keine Bedenken getragen, sich

llinhaltlich der Auflassung des Münchener Versicherungsamtes

in der ai gezogenen Entscheidung anzuschließen. Es handelt sich

hier um die Schriftleiter sehr bedeutender und weitverbreiteter

politischer bzw. wirtschaftlicher Tageszeitungen. Fs kann daher

nicht sweifelhaft sein, daü das Hauptgewicht ihrer Tätigkeit in

einer freien schöpferischen und wiss chaftlichen oder geistigen

Tätigkeit höherer Art liegt. Wenn auch vielleicht die Anforde¬

rungen, welche das Versicherungsamt Manchen an die Schrift¬

leiter gröfler Tageszeitungen stellt In de: Welt der Wirklichkeit

nicht voll erfüllt werden, wenn also auch die praktische Arbeit

vieler mehr oder weniger weit hinter dem Ideal zurückbleibt«

So bleibt es doch richtig, daß die Tätigkeit eines Schriftleiters

einer großen Zeitung im großen und ganzen eine geistig frei

schaffende ist. Welche sich durchaus mit der Tätigkeit anderer

Schriftsteller auf eine Stufe stellen läßt Im besonderen weisen

auch ihre geistige Vorbildung, ihr Studium und ihre früher©

Tätigkeit darauf hin, daß sie geistige Arbeit höherer Art zu leisten

imstande und berufen sind. Daß sie persönlich und wirtschaftlich

abhängig sind, spielt demgegenüber gar keine Rolle, auch ihr VOf«i

hältnismäßig sehr geringes Entgelt das unter dem eines gewöhn¬

lichen Arbeiters stellt, beweist nichts gegen die hohe Wertung

ihrer geistigen Arbeit, da nun einmal gegenwärtig die geistig©

und leitende Arbeit geringer cntlolint wird als dic körperliche«

Im übrigen kann auf die Futsche dungsgründe des Münchener

Versicherungsamts, die den Beteiligten bekannt sind, verwiesen

werden, da das Versicherungsamt Hamburg sich den trefflicheo

Ausführungen in dieser Entscheidung nur anschließen kann.

Ueber die Verpflichtung zur Rückzahlung der bereits ge¬

leisteten Beiträge brauchte nicht entschieden zu werden, da ein

Autrag auf Rückzahlung nicht gestellt ist. Es war daher zu Ott*

scheiden, wie geschehen, gez. Dr. Sonderhoff.

Literatur.

Das Gesetz über Wochenhilfe und Wochcnfürsorge ist wie¬

der abgeändert worden. Dfe mehrfachen Aenderungen während

der letzten zwei Jahre und der Mangel einer amtlichen Neu-*

fassung machen sich in der Praxis bei der Anwendung dieses

wichtigen Fürsorgegesetzes sehr unliebsam bemerkbar. Dazu

kommt, daß ein Teil der einschlägigen Bestimmungen in der

Reichsversicherungsordnung enthalten ist. Der bayerische Korn-

munalschriftenverlag, München, Arcisstr. 35, hat die Bestimmun¬

gen über Kasscnv. ochenhilie, Familienwochenhilfe und Wochen-«

iüi sorge iu ihrer jetzt gültigen Passung in einem kleinen Heft¬

chen tnsammengestellt Preis 90 Pf. Das Format ist so ge¬

halten, daß es in jede Ausgabe des \\ ochenhiliegesetzes oder der

Reichsversicherungsordnung als Ergänzung eingelegt werden

kann.

Rezcpttaschcnbuch der billigen Arzneiverordnungen für

Privat- und Krankenkassenpraxis, von Professor Dr. Franz

Mflller« Berlin, und Oberapotheker A. Kottka, Berlin«

Verlag Georg Thieme« Leipzig. Antonstr« 15. Preis 9 Mk.f

mit gutem Schreibpapier durchschossen 12 Mk.

i vr der znd'.en Zahl der bestehenden Rezcpttaschenbiieher

gibt es keines, in dem aui billigste Verordnungsformen Wert

gelegt Ist, Die Verfasser haben in ihrem Buch die gebräuch¬

lichsten und wertvollsten Arzneimittel in möglichst billiger Ver*

ordnungsart sowohl was Arzneiform als auch Arzneimengeo

betrifft, für den Ar/t susammengestellt« bis wird somit dem

Ki narzt eine Richtschnur gegeben, die billigste und beste

%rzneiform z.i benutzen und der Kasse u n not ige Ausgaben

zu ersparen. Der Kassenarzt findet in diesem Taschenbuch

das billig zusammengestt lite Rezept, soweit nicht ein noch!

billigeres Handverkaufsmittel im Arzneiverordnungsbuch seiner

Kasse angeführt ist Das Büchlein soll als Ergänzung dea

..
\r/ne;\ erordnungsbiichcs für die Kassenärzte von Grofi-

Berltn" insofern dienen« als in diesem keine Rezepte enthalten

sind. Ein npefa diesen Grundsätzen aufgestelltes Rezepttaschen*

buch hat bisher gefehlt. Sein Erscheinen wird deshalb allent*

halben begrüßt werden.

Sozialversicherung. Von Prof. Dr. Alfred Manes. Vereine

ng wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter u. Co.f

Berlin W, 10. Preis 4«20 Mk. Die in der Sammlung Göschen

erschienene, 124 Seiten umfassende Schrift gibt einen guten

Ueberblick über die Entstehung« die Leistung und die Gestaltung

der gesamten Sozialversicherung.

Neue Zeitschrift Iür Arbeitsrecht. Herausgegeben von Dr. H. Dorsch«

(Ministerialrat Im Reichsarbcitsmintsteriöni, Dr. W, Kaskel, ao. Professor

on der Universität Berlin, Pr. Pr« Sitiler, Ministerialrat und Mrttil«UaS_«j4

kr hn Reichsarbeitsrninisterium. Pr. Srrio, Präsident des RetebsamtS

fr Arbeitsvermittlung. Monatlich ein H» Beaaasoreis: jährlich 7J Mk«

(I. Benshc ».kt. Mannheim. Berlin, Leiozic.) Die ..Neue Zeitschrift für Arbeits«!

recht**, deren erstes nnd /vtittN Heft soeben erschien, Ist für den Pratt4

tiker be Die Hera. er «Inj als Kenner des Arbeitsrechte iri

V\ ssenschafl nnd Praxis bekannt. \ i Inhalt des \'2. Heftes fähren v;r

an: Der Betrili der ÜesamtstreitiKk im SchUchtancsrefliahrea. — Haitun«t

I .r Handlungen dei Betriebsrates. — Das Recht aal BesdUHUanfur. — üio

7astlndi£keit*erklli ns / hen Qericht nnd Schli ht i nsschnl bei fricN

r Entli sant nach dei" Betrie i -t^ct/
— l>er Steucrahzuc in 5 ST dt s

Bctriebsrätcgcsetzes.
— Zum / i ... r Freirnachunesverordnunff.

— Ra

kchaa. — Bficherbesorechungen. — Litt ht. — Rechtsprechung 1

V'rrw ultunz. — (k ttze. Verordnenden, amtliche U^u.ntmachunKen.

V*ii Sr Silin in -Verlag Kentratvtrbatiü der An^c-tollton {i). i ibauj. — JJrutk: Yur\\a:-i« Luviiüru*'Li ix-i. ^ t'amtlicii in üoriia.


